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Allgemeine Geschäftsbedingungen 
Gegenüberstellung der geänderten Bestimmungen 

 

Fassung Juni 2019 
 
ALLGEMEINER TEIL 
 
I Grundregeln für die Beziehung zwischen Kunde und Kre-
ditinstitut 
 
A Geltungsbereich und Änderungen der Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen 
2 Änderungen der AGB und von Dauerverträgen 
Z 2. (1) […] 
(2) […] 
(3) […] 
(4) […] 
(5) […] 
(6) Ein Änderungsangebot im Sinne dieser Z 2 zu in Dauerverträ-
gen vereinbarten Leistungen des Kreditinstituts (einschließlich 
Habenzinsen) und Entgelten des Kunden (einschließlich Sollzin-
sen), ist nur zulässig und wirksam, wenn die dafür in den Ziffern 
43 Abs. 2, 44 und 46 bis 47a vorgesehenen Voraussetzungen er-
füllt sind.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
F Erfüllungsort; Rechtswahl; Gerichtsstand 
2 Rechtswahl 
Z 20. Für alle Rechtsbeziehungen zwischen dem Kunden und 
dem Kreditinstitut gilt österreichisches Recht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
V Änderung von Entgelten und Leistungen 
 
C Änderung der mit Verbrauchern vereinbarten Entgelte au-
ßerhalb der Zahlungsdienste (ausgenommen Sollzinsen) 
Z 45. Die mit Verbrauchern in einem Dauervertrag, der keine Zah-
lungsdienste betrifft, vereinbarten Entgelte (wie zB Safemiete, 
Kontoführungsentgelte für Konten, über die keine Zahlungs-
dienste abgewickelt werden), werden jährlich mit Wirkung ab dem 
1. April jeden Jahres der Entwicklung des von der Statistik Austria 
veröffentlichten nationalen Verbraucherpreisindex 2000 ange-
passt (erhöht oder gesenkt), wobei jeweils eine kaufmännische 
Rundung auf ganze Cent erfolgt. Die Anpassung erfolgt durch 
Vergleich der Indexwerte November des vergangenen Jahres mit 
November des vorvergangenen Jahres. Erfolgt bei Erhöhung des 
Index eine Anhebung der Entgelte aus welchen Gründen immer 
nicht, so ist dadurch das Recht auf diese Anhebung mit Wirkung 
für die Zukunft nicht verloren gegangen. Entgeltsanpassungen er-
folgen frühestens nach Ablauf zweier Monate, gerechnet ab dem 
Zeitpunkt des Vertragsabschlusses. 
 
 
 
 
 
D Änderung der mit Verbrauchern vereinbarten Sollzinss-
ätze 
Z 46. (1) Bindet eine Anpassungsklausel einen Sollzinssatz an ei-
nen Referenzzinsatz (wie zB den EURIBOR), so werden Ände-
rungen unmittelbar ohne vorherige Benachrichtigung des Kunden 

Fassung Dezember 2021 
 
ALLGEMEINER TEIL 
 
I Grundregeln für die Beziehung zwischen Kunde und Kre-
ditinstitut 
 
A Geltungsbereich und Änderungen der Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen 
2 Änderungen der AGB und von Dauerverträgen 
Z 2. (1) […] 
(2) […] 
(3) […] 
(4) […] 
(5) […] 
(6) Ein Änderungsangebot im Sinne dieser Z 2 zu in Dauerverträ-
gen vereinbarten Leistungen des Kreditinstituts (einschließlich 
Habenzinsen) und Entgelten des Kunden (einschließlich Sollzin-
sen), ist nur in folgenden Fällen zulässig und wirksam, wenn die 
dafür in den Ziffern 43 Abs. 2, 44 und 46 bis 47a vorgesehenen 
Voraussetzungen erfüllt sind.: 

− gegenüber Unternehmern: Änderungsangebote im Sinne der 
Z 43 Abs 2, wenn die dort vorgesehenen Voraussetzungen 
erfüllt sind; 

− gegenüber Verbrauchern: ausschließlich Änderungsange-
bote zur Anpassung von Entgelten für Zahlungsdienste, wenn 
die dafür in Z 44 vorgesehenen Voraussetzungen erfüllt sind, 
und Änderungsangebote zur Änderung von Leistungen des 
Kreditinstituts (ausgenommen Habenzinsen), wenn die dafür 
in Z 47 vorgesehenen Voraussetzungen erfüllt sind. 

 
F Erfüllungsort; Rechtswahl; Gerichtsstand 
2 Rechtswahl 
Z 20. (1) Für alle Rechtsbeziehungen zwischen dem Kunden, der 
Unternehmer ist, und dem Kreditinstitut gilt österreichisches 
Recht. 
 
(2) Für Rechtsbeziehungen zwischen dem Kreditinstitut und dem 
Kunden, der Verbraucher ist, gilt österreichisches Recht. Diesem 
gehen aber für den Verbraucher günstigere Bestimmungen des 
am Ort seines gewöhnlichen Aufenthalts geltenden Rechts vor, 
wenn das Kreditinstitut seine geschäftliche Tätigkeit, in deren Be-
reich der Abschluss des betroffenen Vertrags fällt, dorthin ausge-
richtet hat. 
 
V Änderung von Entgelten und Leistungen 
 
C Änderung der mit Verbrauchern vereinbarten Entgelte au-
ßerhalb der Zahlungsdienste (ausgenommen Sollzinsen) 
Z 45. (1) Die mit Verbrauchern in einem Dauervertrag, der keine 
Zahlungsdienste betrifft, vereinbarten Entgelte (wie zB Safemiete, 
Kontoführungsentgelte für Konten, über die keine Zahlungs-
dienste abgewickelt werden), werden jährlich mit Wirkung ab dem 
1. April jeden Jahres der Entwicklung des von der Statistik Austria 
veröffentlichten nationalen Verbraucherpreisindex 2000 ange-
passt (erhöht oder gesenkt), wobei jeweils eine kaufmännische 
Rundung auf ganze Cent erfolgt. Die Anpassung erfolgt durch 
Vergleich der Indexwerte November des vergangenen Jahres mit 
November des vorvergangenen Jahres. Erfolgt bei Erhöhung des 
Index eine Anhebung der Entgelte aus welchen Gründen immer 
nicht, so ist dadurch das Recht auf diese Anhebung mit Wirkung 
für die Zukunft nicht verloren gegangen. Entgeltsanpassungen er-
folgen frühestens nach Ablauf zweier Monate, gerechnet ab dem 
Zeitpunkt des Vertragsabschlusses. 
 
(2) Entgelte, die als Prozentsätze ausgewiesen sind oder kurs-
wertbasiert berechnet werden, unterliegen keiner Anpassung 
nach Abs. 1. 
 
D ÄnderungAnpassung der mit Verbrauchern vereinbarten 
Sollzinssätze an einen Referenzzinssatz 
Z 46. (1) Bindet eine Anpassungsklausel einen Sollzinssatz an ei-
nen Referenzzinssatz (wie zB den EURIBOR), so werden Ände-
rungen unmittelbar ohne vorherige Benachrichtigung des Kunden 
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wirksam. Der Verbraucher wird über wirksam gewordene Ände-
rungen des Zinssatzes spätestens im folgenden Kalenderquartal 
informiert. Zinssatzanpassungen erfolgen gegenüber Verbrau-
chern frühestens nach Ablauf zweier Monate, gerechnet ab dem 
Zeitpunkt des Vertragsabschlusses.  
 
(2) Wurde keine Anpassungsklausel vereinbart oder beabsichtigt 
das Kreditinstitut eine über die vereinbarte Anpassung hinausge-
hende Änderung des Sollzinssatzes, so bietet das Kreditinstitut 
dem Kunden diese Änderung des Zinssatzes spätestens zwei 
Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Inkrafttretens 
an. Die Zustimmung des Kunden zu dieser Änderung gilt als er-
teilt, wenn beim Kreditinstitut vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt 
des Inkrafttretens kein Widerspruch des Kunden einlangt. Darauf 
wird das Kreditinstitut den Kunden im Änderungsangebot, in dem 
das Ausmaß der Änderung darzustellen ist, hinweisen. Das Än-
derungsangebot ist dem Kunden vom Kreditinstitut wie in Z 2 (2) 
vereinbart zuzustellen. 
 
(3) Auf dem in Abs. 2 vorgesehenen Weg darf das Kreditinstitut 
mit dem Kunden eine Zinssatzanpassung jedoch nur unter folgen-
den Voraussetzungen vereinbaren: 

− Die angebotene Zinssatzanpassung entspricht der sich aus 
den Veränderungen auf dem Geld- oder Kapitalmarkt erge-
benden Entwicklung der Kosten des Kreditinstituts im Zusam-
menhang mit dem jeweiligen Kredit seit dem Abschluss der 
der aktuellen Verzinsung zugrundeliegenden Vereinbarung. 

− Eine Zinssatzanhebung nach Abs. 2 darf 0,5%-Punkte pro 
Jahr nicht übersteigen und ist erstmals frühestens zwei Jahre 
nach Abschluss des zugrunde liegenden Vertrags zulässig.  

− Im Änderungsangebot wird darauf hingewiesen, dass die an-
gebotene Zinssatzänderung höher ist als jene, die sich aus 
der vereinbarten Anpassungsklausel ergäbe. Wo keine An-
passungsklausel vereinbart ist, ist darauf hinzuweisen, dass 
die der Verzinsung zugrundeliegende Vereinbarung keine 
einseitige Zinssatzanpassung vorsieht. 

 
F Änderung der mit Verbrauchern vereinbarten Habenzinsen 
 
Z 47a. (1) Bindet eine Anpassungsklausel einen Habenzinssatz 
an einen Referenzzinsatz (wie zB den EURIBOR), so werden Än-
derungen unmittelbar ohne vorherige Benachrichtigung des Kun-
den wirksam. Der Verbraucher wird über wirksam gewordene Än-
derungen des Zinssatzes spätestens im folgenden Kalenderquar-
tal informiert. 
 
(2) Wurde keine Anpassungsklausel vereinbart oder beabsichtigt 
das Kreditinstitut eine über die vereinbarte Anpassung hinausge-
hende Änderung des Habenzinssatzes, so bietet das Kreditinstitut 
dem Kunden diese Änderung des Zinssatzes spätestens zwei 
Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Inkrafttretens 
an. Die Zustimmung des Kunden zu dieser Änderung gilt als er-
teilt, wenn beim Kreditinstitut vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt 
des Inkrafttretens kein Widerspruch des Kunden einlangt. Darauf 
wird das Kreditinstitut den Kunden im Änderungsangebot, in dem 
das Ausmaß der Änderung darzustellen ist, hinweisen. Das Än-
derungsangebot ist dem Kunden vom Kreditinstitut wie in Z 2 (2) 
vereinbart zuzustellen. 
 
(3) Auf dem in Abs. 2 vorgesehenen Weg darf das Kreditinstitut 
mit dem Kunden eine Zinssatzanpassung jedoch nur unter folgen-
den Voraussetzungen vereinbaren: 

− Die angebotene Zinssatzanpassung entspricht der sich aus 
den Veränderungen auf dem Geld- oder Kapitalmarkt erge-
benden Entwicklung der Kosten und Wiederveranlagungs-
möglichkeiten des Kreditinstituts im Zusammenhang mit dem 
jeweiligen Guthaben seit dem Abschluss der der aktuellen 
Verzinsung zugrundeliegenden Vereinbarung. 

− Eine Zinssatzsenkung nach Abs. 2 darf 0,5%-Punkte pro Jahr 
nicht übersteigen und ist erstmals frühestens zwei Jahre nach 
Abschluss des zugrunde liegenden Vertrags zulässig.  

− Im Änderungsangebot wird darauf hingewiesen, dass die an-
gebotene Zinssatzänderung höher ist als jene, die sich aus 
der vereinbarten Anpassungsklausel ergäbe. Wo keine An-
passungsklausel vereinbart ist, ist darauf hinzuweisen, dass 
die der Verzinsung zugrundeliegende Vereinbarung keine 
einseitige Zinssatzanpassung vorsieht. 

wirksam. Der Verbraucher wird über wirksam gewordene Ände-
rungen des Zinssatzes spätestens im folgenden Kalenderquartal 
informiert. Zinssatzanpassungen erfolgen gegenüber Verbrau-
chern frühestens nach Ablauf zweier Monate, gerechnet ab dem 
Zeitpunkt des Vertragsabschlusses.  
 
(2) Wurde keine Anpassungsklausel vereinbart oder beabsichtigt 
das Kreditinstitut eine über die vereinbarte Anpassung hinausge-
hende Änderung des Sollzinssatzes, so bietet das Kreditinstitut 
dem Kunden diese Änderung des Zinssatzes spätestens zwei 
Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Inkrafttretens 
an. Die Zustimmung des Kunden zu dieser Änderung gilt als er-
teilt, wenn beim Kreditinstitut vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt 
des Inkrafttretens kein Widerspruch des Kunden einlangt. Darauf 
wird das Kreditinstitut den Kunden im Änderungsangebot, in dem 
das Ausmaß der Änderung darzustellen ist, hinweisen. Das Än-
derungsangebot ist dem Kunden vom Kreditinstitut wie in Z 2 (2) 
vereinbart zuzustellen. 
 
(3) Auf dem in Abs. 2 vorgesehenen Weg darf das Kreditinstitut 
mit dem Kunden eine Zinssatzanpassung jedoch nur unter folgen-
den Voraussetzungen vereinbaren: 

− Die angebotene Zinssatzanpassung entspricht der sich aus 
den Veränderungen auf dem Geld- oder Kapitalmarkt erge-
benden Entwicklung der Kosten des Kreditinstituts im Zusam-
menhang mit dem jeweiligen Kredit seit dem Abschluss der 
der aktuellen Verzinsung zugrundeliegenden Vereinbarung. 

− Eine Zinssatzanhebung nach Abs. 2 darf 0,5%-Punkte pro 
Jahr nicht übersteigen und ist erstmals frühestens zwei Jahre 
nach Abschluss des zugrunde liegenden Vertrags zulässig.  

− Im Änderungsangebot wird darauf hingewiesen, dass die an-
gebotene Zinssatzänderung höher ist als jene, die sich aus 
der vereinbarten Anpassungsklausel ergäbe. Wo keine An-
passungsklausel vereinbart ist, ist darauf hinzuweisen, dass 
die der Verzinsung zugrundeliegende Vereinbarung keine 
einseitige Zinssatzanpassung vorsieht. 

 
F ÄnderungAnpassung der mit Verbrauchern vereinbarten 
Habenzinsen an einen Referenzzinssatz 
Z 47a. (1) Bindet eine Anpassungsklausel einen Habenzinssatz 
an einen Referenzzinssatz (wie zB den EURIBOR), so werden 
Änderungen unmittelbar ohne vorherige Benachrichtigung des 
Kunden wirksam. Der Verbraucher wird über wirksam gewordene 
Änderungen des Zinssatzes spätestens im folgenden Kalender-
quartal informiert. 
 
(2) Wurde keine Anpassungsklausel vereinbart oder beabsichtigt 
das Kreditinstitut eine über die vereinbarte Anpassung hinausge-
hende Änderung des Habenzinssatzes, so bietet das Kreditinstitut 
dem Kunden diese Änderung des Zinssatzes spätestens zwei 
Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Inkrafttretens 
an. Die Zustimmung des Kunden zu dieser Änderung gilt als er-
teilt, wenn beim Kreditinstitut vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt 
des Inkrafttretens kein Widerspruch des Kunden einlangt. Darauf 
wird das Kreditinstitut den Kunden im Änderungsangebot, in dem 
das Ausmaß der Änderung darzustellen ist, hinweisen. Das Än-
derungsangebot ist dem Kunden vom Kreditinstitut wie in Z 2 (2) 
vereinbart zuzustellen. 
 
(3) Auf dem in Abs. 2 vorgesehenen Weg darf das Kreditinstitut 
mit dem Kunden eine Zinssatzanpassung jedoch nur unter folgen-
den Voraussetzungen vereinbaren: 

− Die angebotene Zinssatzanpassung entspricht der sich aus 
den Veränderungen auf dem Geld- oder Kapitalmarkt erge-
benden Entwicklung der Kosten und Wiederveranlagungs-
möglichkeiten des Kreditinstituts im Zusammenhang mit dem 
jeweiligen Guthaben seit dem Abschluss der der aktuellen 
Verzinsung zugrundeliegenden Vereinbarung. 

− Eine Zinssatzsenkung nach Abs. 2 darf 0,5%-Punkte pro Jahr 
nicht übersteigen und ist erstmals frühestens zwei Jahre nach 
Abschluss des zugrunde liegenden Vertrags zulässig.  

− Im Änderungsangebot wird darauf hingewiesen, dass die an-
gebotene Zinssatzänderung höher ist als jene, die sich aus 
der vereinbarten Anpassungsklausel ergäbe. Wo keine An-
passungsklausel vereinbart ist, ist darauf hinzuweisen, dass 
die der Verzinsung zugrundeliegende Vereinbarung keine 
einseitige Zinssatzanpassung vorsieht. 
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Besondere Bedingungen für Debitkarten 
Gegenüberstellung der geänderten Bestimmungen 

 

Fassung Dezember 2020 
 
I. Allgemeine Bestimmungen 
 
2. Ausgabe der Debitkarten 
2.1 Ausgabe an Kontoinhaber und Zeichnungsberechtigte 
Debitkarten werden nur an natürliche Personen ausgegeben, die 
als Kontoinhaber oder Zeichnungsberechtigter über ein Konto des 
Kreditinstitutes einzeln dispositionsberechtigt sind.  
[…] 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.3 Ausgabe der digitalen Debitkarte 
[…] 
2.3.2 Banken-Wallet 
Das Kreditinstitut stellt dem Karteninhaber über App Stores Soft-
ware für mobile Endgeräte mit dafür geeigneten Betriebssyste-
men zur Verfügung, die es dem Karteninhaber, der am Electronic 
Banking des Kreditinstitutes (kurz: ELBA) teilnimmt, ermöglicht, 
a. seine digitale Debitkarte, andere mobile Zahlkarten und an-

dere Zahlungsdienste auf dem mobilen Endgerät zu aktivie-
ren, anzuzeigen und zu nutzen; 

b. Mehrwertservices rund um das mobile Bezahlen zu nutzen 
und 

c. im in der Banken-Wallet integrierten Kundenkartenbereich 

− Kundenkarten digital zu speichern und als Identifikation 
wiederzugeben, sowie 

− Kundenbindungsprogramm, zu denen er sich registriert 
hat, zu verwalten, und 

− sich für von dem Kreditinstitut vorgeschlagene Kunden-
bindungsprogramme zu registrieren. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Für die Installation und Nutzung der Banken-Wallet fallen gegen-
über dem Kreditinstitut keine Entgelte an. Im Zusammenhang mit 
der Nutzung können Kosten des Datentransfers des Netzbetrei-
bers anfallen, die vom Karteninhaber selbst zu tragen sind. 
[…] 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3. Persönlicher Code und Kundenauthentifizierung 
3.1 Persönlicher Code  
Der Karteninhaber erhält vom Kreditinstitut – wenn für eine ver-
einbarte Funktion der Debitkarte benötigt – in einem verschlosse-
nen Kuvert einen persönlichen Code an seine zuletzt vom Konto-
inhaber oder Karteninhaber bekanntgegebene Adresse 

Fassung Dezember 2021 
 
I. Allgemeine Bestimmungen 
 
2. Ausgabe der Debitkarten 
2.1 Ausgabe an Kontoinhaber und Zeichnungsberechtigte 
Debitkarten werden nur an natürliche Personen ausgegeben, die 
als Kontoinhaber oder Zeichnungsberechtigter über ein Konto des 
Kreditinstitutes einzeln dispositionsberechtigt sind. Ist der Kontoin-
haber Unternehmer, so können Debitkarten auch an einen Zeich-
nungsberechtigten mit gemeinschaftlicher Dispositionsberechtigung 
ausgegeben werden und kann der Karteninhaber mit der Debitkarte 
im Rahmen der mit dem Kontoinhaber vereinbarten Funktionen und 
Limits einzeln disponieren. Ist der Kontoinhaber Unternehmer kann 
die Dispositionsberechtigung von Zeichnungsberechtigten auch auf 
Verfügungen unter Verwendung der Debitkarte beschränkt werden. 
[…] 
 
2.3 Ausgabe der digitalen Debitkarte 
[…] 
2.3.2 Banken-Wallet 
Das Kreditinstitut stellt dem Karteninhaber über App Stores Soft-
ware für mobile Endgeräte mit dafür geeigneten Betriebssyste-
men zur Verfügung, die es dem Karteninhaber, der am Electronic 
Banking des Kreditinstitutes (kurz: ELBA) teilnimmt, ermöglicht, 
a. seine digitale Debitkarte, andere mobile Zahlkarten und an-

dere Zahlungsdienste auf dem mobilen Endgerät zu aktivie-
ren, anzuzeigen und zu nutzen; 

b. Mehrwertservices rund um das mobile Bezahlen zu nutzen 
und 

c. im in der Banken-Wallet integrierten Kundenkartenbereich 

− Kundenkarten digital zu speichern und als Identifikation 
wiederzugeben, sowie 

− Kundenbindungsprogramm, zu denen er sich registriert 
hat, zu verwalten, und 

− sich für von dem Kreditinstitut vorgeschlagene Kunden-
bindungsprogramme zu registrieren. 

 
Weiters kann der Karteninhaber zukünftig ab dem vom Kreditin-
stitut bekanntzugebenden Zeitpunkt in der Banken-Wallet 
a. wenn Vertragsunternehmen infolge Zahlungen des Karten-

inhabers im Rahmen des Fernabsatzes (Punkt II.5.3) ein di-
gitales Abbild der Debitkarte (Token) in ihren Systemen hin-
terlegt haben, den Token -soweit er für die Bank erkennbar 
ist- verwalten (einschließlich Löschung bzw. Sperre des To-
kens) 

b. die Daten seiner physischen Debitkarte (Kartennummer 
bzw. PAN, Ablaufdatum), Kartenprüfnummer (eine dreistel-
lige Kartenprüfnummer, die sich auf der Rückseite der Debi-
tkarte befindet; auch CVC bzw. Card Verification Code ge-
nannt) sowie den persönlichen Code der physischen Debit-
karte abfragen.  

 
Für die Installation und Nutzung der Banken-Wallet fallen gegen-
über dem Kreditinstitut keine Entgelte an. Im Zusammenhang mit 
der Nutzung können Kosten des Datentransfers des Netzbetrei-
bers anfallen, die vom Karteninhaber selbst zu tragen sind. 
 
Bei der Installation der Banken-Wallet legt der Karteninhaber un-
ter Verwendung des für ELBA vereinbarten Identifikationsverfah-
rens eine „Wallet-PIN“ fest, die in der Folge für den Zugriff auf 
Funktionen der Banken-Wallet verwendet wird. Eine Änderung 
der Wallet-PIN ist auf diesem Wege möglich. Nach 5-facher 
Falscheingabe der Wallet-PIN wird der Zugriff auf die Banken-
Wallet automatisch gesperrt. 
[…] 
 
3. Persönlicher Code und Kundenauthentifizierung 
3.1 Persönlicher Code  
Der Karteninhaber erhält vom Kreditinstitut – wenn für eine ver-
einbarte Funktion der Debitkarte benötigt – in einem verschlosse-
nen Kuvert einen persönlichen Code an seine zuletzt vom Konto-
inhaber oder Karteninhaber bekanntgegebene Adresse zuge-
sandt. Nutzt der Karteninhaber das ELBA des Kreditinstituts, kann 
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zugesandt. Nutzt der Karteninhaber das ELBA des Kreditinstituts, 
kann er die PIN ab dem 1. April 2021 dort abfragen.  
[…] 
 
3.2 Kundenauthentifizierung  
Abhängig von der verwendeten Wallet (Punkt I. 2.3.1) setzt die 
Verwendung der digitalen Debitkarte die Kundenauthentifizierung 
(„Kundenauthentifizierung“) am mobilen Endgerät voraus. 
Diese Kundenauthentifizierung ist ein am mobilen Endgerät vor-
handenes Verfahren zur Überprüfung der Identität des Kartenin-
habers auf Grundlage der Gerätebindung (mittels einer Geräte-
nummer, die bei der Installation dem mobilen Endgerät zugeord-
net und in den Systemen des Kreditinstitutes registriert wird) ge-
meinsam mit der Geräte-PIN (je nach Gerätetyp ein vier- oder 
sechsstelliger Zugangscode) oder biometrischen Mitteln (zB Fin-
gerabdruck, Gesichtserkennung, Iris-Scan). 
 
 
 
 
 
 
 
5. Sorgfaltspflichten des Karteninhabers  
[…] 
Der persönliche Code, bei Verwendung einer Dritt-Wallet auch die 
Geräte-PIN und bei Verwendung der P2P-Funktion die P2P-PIN 
sind geheim zu halten und dürfen niemandem, insbesondere 
auch nicht Mitarbeitern des Kreditinstitutes, anderen Kontoinha-
bern oder anderen Karteninhabern bekannt gegeben werden. Der 
persönliche Code und der P2P-PIN dürfen nicht am mobilen End-
gerät abgespeichert werden. Bei der Verwendung des persönli-
chen Codes, der Geräte-PIN und des P2P-PIN ist darauf zu ach-
ten, dass diese nicht von Dritten ausgespäht werden. 
 
 
Bei Zahlungen mit der Debitkarte im Fernabsatz (Punkt II. 5) ist 
der Karteninhaber verpflichtet, 

− bei Eingabe der Kartendaten und Verwendung der Signatur-
App darauf zu achten, dass die Eingabe nicht von Dritten 
ausgespäht wird, und die von ihm im Zuge des Zahlvorgan-
ges verwendeten Internetseiten zu schließen und nicht nur 
deren Anzeige zu beenden, sodass es einem unberechtigten 
Dritten nicht möglich ist, auf diese zuzugreifen, 

− unverzüglich die Sperre der Debitkarte für Zahlungen im 
Fernabsatz zu veranlassen, wenn er in Kenntnis davon ist 
oder die Vermutung hat, dass ein unbefugter Dritter Zugang 
zu seinen Kartendaten hat. 

 
11. Änderungen des Kartenvertrags, der Vereinbarungen zu 
den Funktionen der Debitkarte oder der Besonderen Bedin-
gungen 
[…] 
Ein Änderungsangebot im Sinne der Z 2 der Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen ist hinsichtlich der im Kartenvertrag, in den 
zur Nutzung der einzelnen Funktionen der Debitkarte getroffenen 
Vereinbarungen oder in den Besonderen Bedingungen vereinbar-
ten Leistungen des Kreditinstitutes und der vom Kontoinhaber zu 
zahlenden Entgelten nur zulässig und wirksam, wenn die dafür in 
den Ziffern 43 Abs 2, 44 und 46 bis 47a der Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen vorgesehenen Voraussetzungen erfüllt sind. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Zustimmung des Kontoinhabers – auch mit Wirkung für den 
Karteninhaber - zu einem Änderungsangebot gilt als erteilt, wenn 
bei dem Kreditinstitut vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des In-
krafttretens kein Widerspruch des Kontoinhabers einlangt. Darauf 

er zukünftig die PINden persönlichen Code ab dem 1. April 2021 
vom Kreditinstitut bekanntzugebenden Zeitpunkt dort abfragen.  
[…] 
 
3.2 Kundenauthentifizierung  
Abhängig von der verwendeten Wallet (Punkt I. 2.3.1) setzt die 
Verwendung der digitalen Debitkarte die Kundenauthentifizierung 
(„Kundenauthentifizierung“) am mobilen Endgerät voraus. 
Diese Kundenauthentifizierung ist ein am mobilen Endgerät vor-
handenes Verfahren zur Überprüfung der Identität des Kartenin-
habers auf Grundlage der Gerätebindung (mittels einer Geräte-
nummer, die bei der Installation dem mobilen Endgerät zugeord-
net und in den Systemen des Kreditinstitutes registriert wird) ge-
meinsam mit der GeräteWallet-PIN (je nach Gerätetyp ein  vier- 
oder sechsstelliger Zugangscode) oder biometrischen Mitteln (zB 
Fingerabdruck, Gesichtserkennung, Iris-Scan). Die Wallet-PIN ist 
bei Verwendung der Banken-Wallet die vom Karteninhaber ge-
mäß Punkt I.2.3.2 festgelegte PIN, bei Verwendung einer Dritt-
Wallet ein mit dem jeweiligen Wallet-Anbieter vereinbarter Zu-
gangscode (abhängig von der verwendeten Dritt-Wallet kann mit 
dem Wallet-Anbieter als Wallet-PIN auch die Geräte-PIN verein-
bart werden). 
 
5. Sorgfaltspflichten des Karteninhabers  
[…] 
Der persönliche Code, bei Verwendung einer Dritt-Wallet auch die 
Geräte-PINdie Wallet-PIN und bei Verwendung der P2P-Funktion 
die P2P-PIN sind geheim zu halten und dürfen niemandem, ins-
besondere auch nicht Mitarbeitern des Kreditinstitutes, anderen 
Kontoinhabern oder anderen Karteninhabern bekannt gegeben 
werden. Der persönliche Code, die Wallet-PIN und derdie P2P-
PIN dürfen nicht am mobilen Endgerät abgespeichert werden. Bei 
der Verwendung des persönlichen Codes, der GeräteWallet-PIN 
und desr P2P-PIN ist darauf zu achten, dass diese nicht von Drit-
ten ausgespäht werden. 
 
Bei Zahlungen mit der Debitkarte im Fernabsatz (Punkt II. 5) ist 
der Karteninhaber verpflichtet, 

− bei Eingabe der Kartendaten und Verwendung der Signatur-
App darauf zu achten, dass die Eingabe nicht von Dritten 
ausgespäht wird, und die von ihm im Zuge des Zahlvorgan-
ges verwendeten Internetseiten zu schließen und nicht nur 
deren Anzeige zu beenden, sodass es einem unberechtigten 
Dritten nicht möglich ist, auf diese zuzugreifen, 

− unverzüglich die Sperre der Debitkarte für Zahlungen im 
Fernabsatz zu veranlassen, wenn er in Kenntnis davon ist 
oder die Vermutung hat, dass ein unbefugter Dritter Zugang 
zu seinen Kartendaten hat. 

 
11. Änderungen des Kartenvertrags, der Vereinbarungen zu 
den Funktionen der Debitkarte oder der Besonderen Bedin-
gungen 
[…] 
Ein Änderungsangebot im Sinne der Z 2 der Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen ist hinsichtlich der im Kartenvertrag, in den 
zur Nutzung der einzelnen Funktionen der Debitkarte getroffenen 
Vereinbarungen oder in den Besonderen Bedingungen vereinbar-
ten Leistungen des Kreditinstitutes und der vom Kontoinhaber zu 
zahlenden Entgelten nur in folgenden Fällen zulässig und wirk-
sam, wenn die dafür in den Ziffern 43 Abs 2, 44 und 46 bis 47a 
der Allgemeinen Geschäftsbedingungen vorgesehenen Voraus-
setzungen erfüllt sind.: 

− gegenüber Unternehmern: Änderungsangebote im Sinne 
der Z 43 Abs 2 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen, 
wenn die dort vorgesehenen Voraussetzungen erfüllt sind; 

− gegenüber Verbrauchern: ausschließlich Änderungsange-
bote zur Anpassung von Entgelten für Zahlungsdienste, 
wenn die dafür in Z 44 der Allgemeinen Geschäftsbedingun-
gen vorgesehenen Voraussetzungen erfüllt sind, und Ände-
rungsangebote zur Änderung von Leistungen des Kreditin-
stituts (ausgenommen Habenzinsen), wenn die dafür in Z 47 
der Allgemeinen Geschäftsbedingungen vorgesehenen Vo-
raussetzungen erfüllt sind. 

Die Zustimmung des Kontoinhabers – auch mit Wirkung für den 
Karteninhaber - zu einem Änderungsangebot gilt als erteilt, wenn 
bei dem Kreditinstitut vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des In-
krafttretens kein Widerspruch des Kontoinhabers einlangt. Darauf 
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wird das Kreditinstitut den Kontoinhaber im Änderungsangebot 
hinweisen. 
[…] 
 
II. Benützung der Geldausgabeautomaten und bargeldlose 

Zahlungen 
6. P2P-Zahlungen 
6.1 Beschreibung der P2P-Funktion 
[…] 
Ab dem 1. Jänner 2022 steht diese Funktion auch Karteninha-
bern, die nicht auch Inhaber des Kontos sind, zu dem die physi-
sche Debitkarte ausgegeben wurde, zur Verfügung. 
 
6.2 Authentifizierung der P2P-Zahlung, P2P-PIN 
Die Authentifizierung im Rahmen 

− des Sendens eines Geldbetrages, 

− der Freigabe der Debitkarte für P2P-Kleinbetragszahlungen 
gemäß Punkt 6.3.1., 

erfolgt über die mit dem Kreditinstitut vereinbarte Signatur-App, 
durch Eingabe der vom Karteninhaber im Zuge der Registrierung 
für die P2P-Funktion zu wählenden P2P-PIN oder über die am 
mobilen Endgerät eingerichteten biometrischen Mittel (zB Finger-
abdruck, Gesichtserkennung, Iris-Scan). 
 
 
 
6.3 Nutzung der P2P-Funktion 
6.3.1 Geld senden 
Der Karteninhaber ist berechtigt, mit seiner Debitkarte mittels der 
P2P-Funktion bis zu dem mit ihm für diese Funktion vereinbarten 
Limit bargeldlos Zahlungen in Euro durchzuführen, wofür im Zuge 
der Zahlungsanweisung entweder die Mobiltelefonnummer des 
Empfängers oder die Kartennummer (PAN) der Debit- oder Kre-
ditkarte des Empfängers abgefragt wird. Der Karteninhaber weist 
durch Authentifizierung (siehe Punkt 6.2.) das Kreditinstitut an, 
den Zahlungsbetrag an den jeweiligen Empfänger zu zahlen. 
Der Karteninhaber ist – nach einmaliger Authentifizierung vorweg 
zur Freigabe dieser Möglichkeit – berechtigt, Geldbeträge bis zum 
Betrag von EUR 25,00 pro Einzeltransaktion („Kleinbetragszah-
lung“) mit der Debitkarte ohne Authentifizierung zu senden. Der 
Karteninhaber weist bei diesen Kleinbetragszahlungen schon 
durch Eingabe der Mobiltelefonnummer oder Kartennummer des 
Empfängers (je nachdem, welche Nummer abgefragt wird) das 
Kreditinstitut unwiderruflich an, den jeweiligen Betrag an den 
Empfänger zu zahlen. Aus Sicherheitsgründen ist die Summe der 
direkt aufeinander folgenden Kleinbetragszahlungen auf insge-
samt EUR 100,00 beschränkt. Nach Erreichen dieser Beschrän-
kung muss der Karteninhaber eine P2P-Transaktion mit Authen-
tifizierung durchführen. 
Nach erfolgter Zahlungsanweisung können die mittels P2P-Funk-
tion erteilten Zahlungsaufträge nicht mehr widerrufen werden. 
Das Kreditinstitut nimmt die mit einem solchen Zahlungsauftrag 
erteilte Anweisung bereits jetzt an. 
 
7. Limit, Kontodeckung, Abrechnung  
7.1 Limit 
[…] 
Die Limits gelten immer für alle zum Konto ausgegebenen physi-
schen und digitalen Debitkarten gemeinsam. P2P-Zahlungen 
werden auf den maximalen Rahmen, der für Zahlungen mit der 
Debitkarte an POS-Kassen vereinbart wurde, angerechnet. 
[…] 
 
 
 
 
7.3. Abrechnung 
[…] 
7.3.2. Fremdwährung  
[…] 
Die Fremdwährungskurse können bei dem Kreditinstitut erfragt 
oder auf www.psa.at abgefragt werden. Der Kurstag für die Um-
rechnung ist der Tag, an dem die Payment Services Austria 
GmbH, über die diese Zahlungen abgewickelt werden, die Belas-
tung erhält. Der Kurs sowie das Kursdatum werden dem Kontoin-
haber in der mit ihm für den Zugang von Erklärungen vereinbarten 
Form bekannt gegeben. 
 

wird das Kreditinstitut den Kontoinhaber im Änderungsangebot 
hinweisen. 
[…] 
 
II. Benützung der Geldausgabeautomaten und bargeldlose 

Zahlungen 
6. P2P-Zahlungen 
6.1 Beschreibung der P2P-Funktion 
[…] 
Ab dem 17. Jänner6.2022 steht diese Funktion auch Karteninha-
bern, die nicht auch Inhaber des Kontos sind, zu dem die physi-
sche Debitkarte ausgegeben wurde, zur Verfügung. 
 
6.2 Authentifizierung der P2P-Zahlung, P2P-PIN 
Die Authentifizierung im Rahmen 

− des Sendens eines Geldbetrages, 

− der Freigabe der Debitkarte für P2P-Kleinbetragszahlungen 
gemäß Punkt 6.3.1., 

erfolgt über die mit dem Kreditinstitut vereinbarte Signatur-App, 
durch Eingabe der vom Karteninhaber im Zuge der Registrierung 
für die P2P-Funktion zu wählenden P2P-PIN oder über die am 
mobilen Endgerät eingerichteten biometrischen Mittel (zB Finger-
abdruck, Gesichtserkennung, Iris-Scan). Ab dem 7.6.2022 erfolgt 
die Authentifizierung durch Kundenauthentifizierung gemäß 
Punkt I.3.2. 
 
6.3 Nutzung der P2P-Funktion 
6.3.1 Geld senden 
Der Karteninhaber ist berechtigt, mit seiner Debitkarte mittels der 
P2P-Funktion bis zu dem mit ihm für diese Funktion vereinbarten 
Limit bargeldlos Zahlungen in Euro durchzuführen, wofür im Zuge 
der Zahlungsanweisung entweder die Mobiltelefonnummer des 
Empfängers oder die Kartennummer (PAN) der Debit- oder Kre-
ditkarte des Empfängers abgefragt wird. Der Karteninhaber weist 
durch Authentifizierung (siehe Punkt 6.2.) das Kreditinstitut an, 
den Zahlungsbetrag an den jeweiligen Empfänger zu zahlen. 
Der Karteninhaber ist – nach einmaliger Authentifizierung vorweg 
zur Freigabe dieser Möglichkeit – berechtigt, Geldbeträge bis zum 
Betrag von EUR 25,00 pro Einzeltransaktion („Kleinbetragszah-
lung“) mit der Debitkarte ohne Authentifizierung zu senden. Der 
Karteninhaber weist bei diesen Kleinbetragszahlungen schon 
durch Eingabe der Mobiltelefonnummer oder Kartennummer des 
Empfängers (je nachdem, welche Nummer abgefragt wird) das 
Kreditinstitut unwiderruflich an, den jeweiligen Betrag an den 
Empfänger zu zahlen. Aus Sicherheitsgründen ist die Summe der 
direkt aufeinander folgenden Kleinbetragszahlungen auf insge-
samt EUR 100,00 beschränkt. Nach Erreichen dieser Beschrän-
kung muss der Karteninhaber eine P2P-Transaktion mit Authenti-
fizierung durchführen. 
Nach erfolgter Zahlungsanweisung können die mittels P2P-Funk-
tion erteilten Zahlungsaufträge nicht mehr widerrufen werden. 
Das Kreditinstitut nimmt die mit einem solchen Zahlungsauftrag 
erteilte Anweisung bereits jetzt an. 
 
7. Limit, Kontodeckung, Abrechnung  
7.1 Limit 
[…] 
Die Limits gelten immer für alle zum Konto ausgegebenen physi-
schen und digitalen Debitkarten gemeinsam. P2P-Zahlungen 
werden auf den maximalen Rahmen, der für Zahlungen mit der 
Debitkarte an POS-Kassen vereinbart wurde, angerechnet. 
 
Die Vereinbarung von Limits kann auch über das ELBA des Kre-
ditinstituts sowie über die Banken-Wallet (Punkt I 2.3.2) erfolgen, 
wenn dort diese Möglichkeit vorgesehen ist.  
[…] 
7.3. Abrechnung 
[…] 
7.3.2. Fremdwährung  
[…] 
Die Fremdwährungskurse können bei dem Kreditinstitut erfragt 
oder auf www.psa.at abgefragt werden. Der Kurstag für die Um-
rechnung ist der Tag, an dem die Payment Services Austria 
GmbH, über die diese Zahlungen abgewickelt werden, die Belas-
tung erhältBargeldbehebung bzw. bargeldlose Zahlung erfolgt. 
Der Kurs sowie das Kursdatum werden dem Kontoinhaber in der 
mit ihm für den Zugang von Erklärungen vereinbarten Form be-
kannt gegeben. 
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[…] 
Die Mitteilung über die Währungsumrechnungsentgelte erhält der 
Karteninhaber mit Wirkung auch für den Kontoinhaber über seine 
ELBA-Mailbox oder – wenn er ELBA nicht nutzt – an eine von ihm 
dem Kreditinstitut für Kommunikationszwecke bekanntgegebene 
Mobilfunk-Nummer oder E-Mail-Adresse. Hat der Karteninhaber 
dem Kreditinstitut weder eine Mobilfunk-Nummer noch eine E-
Mail-Adresse bekanntgegeben, kann die Mitteilung über die Wäh-
rungsumrechnungsentgelte nicht erfolgen. Der Karteninhaber 
oder der Kontoinhaber mit Wirkung für den Karteninhaber kann 
auf die Mitteilung über die Währungsumrechnungsentgelte ver-
zichten. Wurde eine Debitkarte zum Konto eines Unternehmers 
ausgegeben, unterbleibt die Mitteilung über die Währungsum-
rechnungsentgelte jedenfalls. 

[…] 
Die Mitteilung über die Währungsumrechnungsentgelte erhält der 
Karteninhaber mit Wirkung auch für den Kontoinhaber über seine 
ELBA-Mailbox oder – wenn er ELBA nicht nutzt – an eine von ihm 
dem Kreditinstitut für Kommunikationszwecke bekanntgegebene 
Mobilfunk-Nummer oder E-Mail-Adresse. Hat der Karteninhaber 
dem Kreditinstitut weder eine Mobilfunk-Nummer noch keine E-
Mail-Adresse bekanntgegeben, kann die Mitteilung über die Wäh-
rungsumrechnungsentgelte nicht erfolgen. Der Karteninhaber 
oder der Kontoinhaber mit Wirkung für den Karteninhaber kann 
auf die Mitteilung über die Währungsumrechnungsentgelte ver-
zichten. Wurde eine Debitkarte zum Konto eines Unternehmers 
ausgegeben, unterbleibt die Mitteilung über die Währungsum-
rechnungsentgelte jedenfalls. 
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Bedingungen für Electronic Banking-Leistungen 
(Internetbanking und ELBA business) 

Gegenüberstellung der geänderten Bestimmungen 
 

Fassung Dezember 2020 
 
4. Identifikationsverfahren 
 
a.) Arten der Identifikationsverfahren 
[…] 
 
(ii) Signatur-App 
Der Kunde installiert im Zuge der Registrierung auf seinem End-
gerät eine vom Kreditinstitut zur Verfügung gestellte Applikation 
(„Signatur-App“). Die Verknüpfung der Signatur-App mit den 
Electronic Banking Systemen des Kreditinstituts über das Internet 
erfolgt automatisch oder über einen dem Kunden im Electronic 
Banking angezeigten oder im Kreditinstitut übergebenen Aktivie-
rungs-Code. Die Identifizierung unter Verwendung der Signatur-
App erfolgt durch Eingabe der vom Kunden im Zuge der Regist-
rierung zu diesem Verfahren festgelegten persönlichen Identifika-
tionsnummer („Signatur-Code“). Durch diese Eingabe wird zum 
Zwecke der Identifikation automatisch eine zuvor aus den Electro-
nic Banking Systemen des Kreditinstituts an das Endgerät des 
Kunden übermittelte, für den Kunden nicht sichtbare einmalige 
Transaktionsnummer wieder an die Electronic Banking Systeme 
des Kreditinstituts rückgesendet. 
[…] 
 
6. Sorgfaltspflichten der Kunden und Haftung 

 
Jeden Kunden treffen nachstehende Sorgfaltspflichten: 
[…] 
ii. Wenn der Verdacht besteht, dass ein unbefugter Dritter die 

Möglichkeit zum Missbrauch eines Identifikationsmerkmals 
erlangt haben könnte, hat der Kunde unverzüglich die in 
Punkt 7. vorgesehenen Schritte zu setzen. 

[…] 
 
7. Sperre der Zugriffsberechtigung 
 
a. Sperre über Veranlassung des Kunden 
[…] 
Bei Verlust eines im Rahmen des vereinbarten Identifikationsver-
fahrens zu verwendenden Identifikationsmerkmals, bei Verlust 
der zur Erstellung einer sonstigen elektronischen Signatur (Punkt 
4 a) (iii)) erforderlichen Identifikationsmerkmale (insbesondere ei-
ner Signaturkarte oder eines anderen zur Signaturerstellung er-
forderlichen Datenträgers) oder bei Bestehen des Verdachts, 
dass eine unbefugte Person die Möglichkeit zum Missbrauch ei-
nes Identifikationsmerkmals oder eines aktivierten biometrischen 
Erkennungsmerkmals erlangt hat, ist der Kunde verpflichtet, wenn 
(wie zB bei einem biometrischen Erkennungsmerkmal) möglich 
das Identifikationsmerkmal bzw biometrische Erkennungsmerk-
mal zu deaktivieren oder ansonsten die Sperre der betroffenen 
Zugriffsberechtigungen zu veranlassen. Sollte eine sofortige 
Sperre der Zugriffsberechtigung auf den vorstehend beschriebe-
nen Wegen nicht möglich sein, wird der Kunde zunächst die PIN 
ändern oder im Sperrfenster (aufrufbar unter der Rubrik „Sicher-
heit“ des Electronic Banking) die Sperre der Zugriffsberechtigung 
herbeiführen. Auch in diesem Fall wird der Kunde zum frühest 
möglichen Zeitpunkt die Sperre auf dem vorstehend beschriebe-
nen Weg veranlassen. 
[…] 
 
10. Änderungen der Teilnahmevereinbarung und dieser Be-
dingungen  
Änderungen der Teilnahmevereinbarung oder dieser Bedingun-
gen werden dem Kontoinhaber vom Kreditinstitut spätestens zwei 
Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Inkrafttretens 
wie in Z 2 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen vorgesehen 
angeboten. Die Zustimmung des Kontoinhabers zu diesen Ände-
rungen gilt – auch mit Wirkung für alle Personen, denen er zu sei-
nem Konto oder Depot Electronic Banking-Berechtigungen einge-
räumt hat - als erteilt, wenn beim Kreditinstitut vor dem vorge-
schlagenen Zeitpunkt des Inkrafttretens kein Widerspruch des 

Fassung Dezember 2021 
 
4. Identifikationsverfahren 
 
a.) Arten der Identifikationsverfahren 
[…] 
 
(ii) Signatur-App 
Der Kunde installiert im Zuge der Registrierung auf seinem End-
gerät eine vom Kreditinstitut zur Verfügung gestellte Applikation 
(„Signatur-App“). Die Verknüpfung der Signatur-App mit den 
Electronic Banking Systemen des Kreditinstituts über das Internet 
erfolgt automatisch oder über einen dem Kunden im Electronic 
Banking angezeigten oder imvom Kreditinstitut übergebenen-
übermittelten Aktivierungs-Code. Die Identifizierung unter Ver-
wendung der Signatur-App erfolgt durch Eingabe der vom Kunden 
im Zuge der Registrierung zu diesem Verfahren festgelegten per-
sönlichen Identifikationsnummer („Signatur-Code“). Durch diese 
Eingabe wird zum Zwecke der Identifikation automatisch eine zu-
vor aus den Electronic Banking Systemen des Kreditinstituts an 
das Endgerät des Kunden übermittelte, für den Kunden nicht 
sichtbare einmalige Transaktionsnummer wieder an die Electro-
nic Banking Systeme des Kreditinstituts rückgesendet. 
[…] 
 
6. Sorgfaltspflichten der Kunden und Haftung 

 
Jeden Kunden treffen nachstehende Sorgfaltspflichten: 
[…] 
ii. Wenn der Verdacht bestehtBei Kenntnis, dass ein unbefugter 

Dritter die Möglichkeit zum Missbrauch eines Identifikations-
merkmals erlangt haben könntehat, hat der Kunde unverzüg-
lich die in Punkt 7. vorgesehenen Schritte zu setzen. 

[…] 
 
7. Sperre der Zugriffsberechtigung 
 
a. Sperre über Veranlassung des Kunden 
[…] 
Bei Verlust eines im Rahmen des vereinbarten Identifikationsver-
fahrens zu verwendenden Identifikationsmerkmals, bei Verlust 
der zur Erstellung einer sonstigen elektronischen Signatur (Punkt 
4 a) (iii)) erforderlichen Identifikationsmerkmale (insbesondere ei-
ner Signaturkarte oder eines anderen zur Signaturerstellung er-
forderlichen Datenträgers) oder bei Bestehen des Verdachts-
Kenntnis, dass eine unbefugte Person die Möglichkeit zum Miss-
brauch eines Identifikationsmerkmals oder eines aktivierten bio-
metrischen Erkennungsmerkmals erlangt hat, ist der Kunde ver-
pflichtet, wenn (wie zB bei einem biometrischen Erkennungsmerk-
mal) möglich das Identifikationsmerkmal bzw biometrische Erken-
nungsmerkmal zu deaktivieren oder ansonsten die Sperre der be-
troffenen Zugriffsberechtigungen zu veranlassen. Sollte eine so-
fortige Sperre der Zugriffsberechtigung auf den vorstehend be-
schriebenen Wegen nicht möglich sein, wird der Kunde zunächst 
die PIN ändern oder im Sperrfenster (aufrufbar unter der Rubrik 
„Sicherheit“ des Electronic Banking) die Sperre der Zugriffsbe-
rechtigung herbeiführen. Auch in diesem Fall wird der Kunde zum 
frühest möglichen Zeitpunkt die Sperre auf dem vorstehend be-
schriebenen Weg veranlassen. 
[…] 
 
10. Änderungen der Teilnahmevereinbarung und dieser Be-
dingungen  
Änderungen der Teilnahmevereinbarung oder dieser Bedingun-
gen werden dem Kontoinhaber vom Kreditinstitut spätestens zwei 
Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Inkrafttretens 
wie in Z 2 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen vorgesehen 
angeboten. Die Zustimmung des Kontoinhabers zu diesen Ände-
rungen gilt – auch mit Wirkung für alle Personen, denen er zu sei-
nem Konto oder Depot Electronic Banking-Berechtigungen einge-
räumt hat - als erteilt, wenn beim Kreditinstitut vor dem vorge-
schlagenen Zeitpunkt des Inkrafttretens kein Widerspruch des 
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Kontoinhabers einlangt. Darauf wird das Kreditinstitut den Konto-
inhaber im Änderungsangebot hinweisen. 
Ein Änderungsangebot im Sinne der Z 2 der Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen zu Änderungen der in der Teilnahmeverein-
barung oder den Bedingungen vereinbarten Leistungen des Kre-
ditinstituts und der dafür zu zahlenden Entgelte ist nur zulässig 
und wirksam, wenn die dafür in den Ziffern 43 Abs 2, 44 und 46 
bis 47a der Allgemeinen Geschäftsbedingungen vorgesehenen 
Voraussetzungen erfüllt sind. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Kontoinhaber, der Verbraucher ist, hat das Recht, den Rah-
menvertrag für Zahlungsdienste (Girokontovertrag) oder auch nur 
die Teilnahmevereinbarung bis zum Inkrafttreten der Änderung 
kostenlos fristlos zu kündigen. Auch darauf wird das Kreditinstitut 
den Kontoinhaber im Änderungsangebot hinweisen. 

Kontoinhabers einlangt. Darauf wird das Kreditinstitut den Konto-
inhaber im Änderungsangebot hinweisen. 
Ein Änderungsangebot im Sinne der Z 2 der Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen zu Änderungen der in der Teilnahmeverein-
barung oder den Bedingungen vereinbarten Leistungen des Kre-
ditinstituts und der dafür zu zahlenden Entgelte ist nur in folgen-
den Fällen zulässig und wirksam, wenn die dafür in den Ziffern 43 
Abs 2, 44 und 46 bis 47a der Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
vorgesehenen Voraussetzungen erfüllt sind.: 

− gegenüber Unternehmern: Änderungsangebote im Sinne 
der Z 43 Abs 2 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen, 
wenn die dort vorgesehenen Voraussetzungen erfüllt sind; 

− gegenüber Verbrauchern: ausschließlich Änderungsange-
bote zur Anpassung von Entgelten für Zahlungsdienste, 
wenn die dafür in Z 44 der Allgemeinen Geschäftsbedingun-
gen vorgesehenen Voraussetzungen erfüllt sind, und Ände-
rungsangebote zur Änderung von Leistungen des Kreditin-
stituts (ausgenommen Habenzinsen), wenn die dafür in Z 47 
der Allgemeinen Geschäftsbedingungen vorgesehenen Vo-
raussetzungen erfüllt sind. 

Der Kontoinhaber, der Verbraucher ist, hat das Recht, den Rah-
menvertrag für Zahlungsdienste (Girokontovertrag) oder auch nur 
die Teilnahmevereinbarung bis zum Inkrafttreten der Änderung 
kostenlos fristlos zu kündigen. Auch darauf wird das Kreditinstitut 
den Kontoinhaber im Änderungsangebot hinweisen. 

 
 


